
 
........................................ 
Kanzleistempel Ort und Datum 

PFÄLZISCHE RECHTSANWALTSKAMMER 
ZWEIBRÜCKEN 
Landauer Strasse 17 

66482 Zweibrücken 

Antrag auf Gestattung der Bezeichnung 
„Fachanwältin/Fachanwalt für ................  

Hiermit stelle ich den Antrag, mir die Führung der Bezeichnung 
„Fachanwältin/Fachanwalt für ................................." zu 
gestatten. 

Name: .............................................................................................. 

Kanzleiort: .................................................... Straße: ..................... 

zugelassen zur Rechtsanwaltschaft seit ............................................... 

l. Zum Nachweis der besonderen theoretischen Kenntnisse gemäß § 2, 4 FAQ füge ich bei: 

• Teilnahmebescheinigung an einem auf den Erwerb der jeweiligen 
Fachanwaltsbezeichnung vorbereitenden anwaltsspezifischen Lehrgang nebst 
Zeugnis des Lehrgangsveranstalters gem. § 6 Abs. 2 FAO 

•    Alle Klausurentexte und 

•    Alle Aufsichtsarbeiten und ihre Bewertungen im Original 

•    Jährliche Fortbildungsbescheinigungen im Umfang von mindestens 10 Zeitstunden 
ab dem Kalenderjahr, das auf die Lehrgangsbeendigung folgt bzw. seit dem Jahr 2007 
(§ 4 II FAO, a. F.  ist erst am 01.01.2007 in Kraft getreten) 

• Ab 2011 gilt bezüglich der Fortbildungsbescheinigung § 4 Abs. 2 FAO n. F: „Wird der 
Antrag auf Verleihung der Fachanwaltschaft nicht in dem Kalenderjahr gestellt, in dem 
der Lehrgang begonnen hat, ist ab diesem Jahr Fortbildung in Art und Umfang von § 15 
FAO nachzuweisen – Lehrgangzeiten sind anzurechnen.“ 
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ALTERNATIV 

• Außerhalb eines Lehrgangs erworbene Kenntnisse (Bescheinigung) 
• Dozententätigkeit (nähere Darstellung) 
• Veröffentlichungen 
• Fortbildungsbescheinigungen entspr. § 4 Abs. 2 FAO (gültig ab 01.01.2011) 
 

2. Zum Nachweis der besonderen praktischen Erfahrungen im beantragten 
Fachgebiet wird eine Fallliste gem. §§ 5 i. V. m. § 6 Abs. 3 FAO beigefügt.  
 
3. Bestätigung der eigenverantwortlichen und ausschließlichen Bearbeitung wird auf 
gesondertem Blatt beigefügt.  
 
4. Die Verwaltungsgebühr in Höhe von 400,00 Euro wurde am 
........................................ auf das Konto der Rechtsanwaltskammer bei der VR-Bank 
Südwestpfalz eG, BLZ 542 617 00, Kto-Nr. 0104314670 überwiesen. 
  
Die Verwaltungsgebühr in Höhe von 400,00 Euro ist in Form eines 
Verrechnungsschecks beigefügt. 
 
(nicht zutreffendes bitte streichen) 
 
 
 
 
 
 
----------------------------------------------  
Rechtsanwältin / Rechtsanwalt  


